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AUFSÄTZE

Politische Grundlagen und Folgen von 
Dualisierungsprozessen: Eine politi-
sche Ökonomie der Hartz-Reformen

Zweifellos stellen die Hartz-Reformen einen tief greifenden Einschnitt in der deutschen 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik dar. Ihre sozio-ökonomischen Ursachen und Wirkungen 
wurden bereits vielfach untersucht und beschrieben. Dieser Beitrag lenkt hingegen die 
Aufmerksamkeit einerseits auf die gesellschaftlichen Voraussetzungen, die den arbeits-
markt- und sozialpolitischen Wandel ermöglicht haben, andererseits auf die Folgen, die 
sich daraus für die politischen Einstellungs- und Verhaltensmuster von Arbeitsmarktteil-
nehmern ergeben. Die Hartz-Reformen werden als Teil eines breiteren Dualisierungs-
prozesses begriffen, der auch in anderen europäischen Ländern beobachtet wird. 

URSULA DALLINGER, SEBASTIAN FÜCKEL

1. Einleitung

Seit wenigstens zwei Jahrzehnten lassen sich in einer Viel-

zahl europäischer Länder einschneidende Veränderungen 

in der jeweiligen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik beobach-

ten, die als Deregulierung, Dualisierung, Flexibilisierung 

oder Liberalisierung beschrieben werden. Zweifellos sind 

auch die Hartz-Reformen Bestandteil dieser Wandlungs-

prozesse. Sie beinhalten arbeitsmarkt- und sozialpolitische 

Instrumente, die einerseits die soziale Sicherung Arbeitslo-

ser senken und den Druck auf diese erhöhen, dem Arbeits-

markt auch bei schlechteren Bedingungen zur Verfügung 

zu stehen (Kommodifizierung) und andererseits den Un-

ternehmen neue, flexiblere Beschäftigungsformen bieten 

(Deregulierung). Zentral ist, dass diese arbeitsmarkt- und 

sozialpolitischen Reformen primär sogenannte Outsider 

treffen, wie z. B. Arbeitslose, in den Arbeitsmarkt erneut 

zurückkehrende Frauen oder Berufsanfänger, denen der 

Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt nur zu den neuen Kon-

ditionen gelingt. Während sogenannte Insider weiter regu-

läre, relativ gut gesicherte Jobs innehaben mit kollektiv ver-

handelten Löhnen und gesetzlichem Kündigungsschutz, 

tragen Outsider des Arbeitsmarktes die Kosten der Refor-

men und erfahren so letztlich eine Ungleichbehandlung im 

Hinblick auf soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit wie auch 

im Hinblick auf die Chance, ein Arbeitsverhältnis mit aus-

reichendem Lohn und sozialer Sicherung zu erhalten.

Der vorliegende Beitrag vertieft die These der Dualisie-

rungsprozesse, indem nicht nur seine institutionelle Dimen-

sion (also der Politikwandel) betrachtet, sondern der Blick 

auf dessen polit-ökonomische Grundlagen und Auswirkun-

gen ausgeweitet wird. Wir zeigen, dass sich bereits längerfris-

tig die Einkommensverteilung in einer Weise wandelte, die 

die Wohlfahrtsposition mittlerer und unterer Einkommens-

schichten polarisierte und so auch gespaltene politische In-

teressen in der Bevölkerung förderte. Diese Spaltung war eine 

Voraussetzung für eine Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, die 

selektiv die Kosten der Flexibilisierung und De-Kommodifi-

zierung Outsidern zuweist. Wir gehen weiter davon aus, dass 

institutionelle Dualisierung erst durch die Verschiebung der 

politisch-ideologischen Programmatik linker, sozialdemo-

kratischer Parteien möglich wurde, die traditionell als politi-

sche Repräsentanten schwächerer Einkommensschichten 

gelten (Lipset/Rokkan 1967), sich nun aber verstärkt an den 

Interessen der Mittelschichten als wahlentscheidende Grup-

pen orientieren. Institutionelle Dualisierung mündet weiter 

– so die hier formulierte Erwartung – in dualisierte politische 

Einstellungs- und Verhaltensmuster. Arbeitsmarktoutsider, 

deren soziale Lage sich durch ein hohes Arbeitslosigkeitsri-

siko, geringe Einkommenschancen und eine schlechte Inte-

gration in die sozialen Sicherungssysteme auszeichnet, sollten 

sich zunehmend von der Sozialdemokratie abwenden, wie es 

die These vom „Dilemma sozialdemokratischer Parteien“ be-

gründet (Rueda 2005; Lindvall/Rueda 2012). Diese Annah-

men werden primär mit Blick auf Deutschland empirisch 
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untersucht, jedoch durch einen Vergleich mit weiteren 

Ländern – Dänemark, die Niederlande und das Vereinigte 

Königreich – gerahmt. Diese Länder repräsentieren unter-

schiedliche arbeitsmarkt- und sozialpolitische Strategien zur 

Lösung der Arbeitsmarktstrukturprobleme der 1980er und 

1990er Jahre (Thelen 2012; Clasen/Clegg in diesem Heft).

Im Folgenden wird das Dualisierungskonzept präzisiert 

und zu den Hartz-Reformen in Beziehung gesetzt (Ab-

schnitt 2). Die nächsten Abschnitte wenden sich dem Wan-

del der Einkommensstrukturen (3) sowie der Verschiebung 

der politisch-ideologischen Ausrichtung sozialdemokrati-

scher Parteien (4) zu, beide Male mit der Absicht, die polit-

ökonomischen Grundlagen der späteren engeren instituti-

onellen Dualisierung in Form von Reformen, die Outsider 

belasten, zu zeigen. Abschnitt 5 fragt nach den Folgen ins-

titutioneller Dualisierung für politische Verhaltensweisen 

bei den In– und Outsidern. Abschließend ziehen wir ein 

Fazit zur politischen Ökonomie der Dualisierung (6).

2.  Die Hartz-Reformen als Teil von  
Dualisierungsprozessen

Der Wandel der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik wird als 

ein Prozess der Dualisierung diskutiert, da „policies in- 

creasingly differentiate rights, entitlements, and services 

provided to different categories of recipients” (Emmenegger 

et al. 2012a, S. 10). Dies gilt auch für die Hartz-Reformen in 

der Bundesrepublik, die „zwei weitgehend getrennte Syste-

me sozialer Sicherung mit stark differierenden sozialen 

Rechten“ (Dingeldey 2010, S. 18) etablierten, was den Begriff 

einer institutionellen Dualisierung rechtfertigt. Mehrere Ele-

mente der Politikreformen generieren In- und Outsider des 

Arbeitsmarktes: So werden Personen bereits bei einer über 

ein Jahr dauernden Arbeitslosigkeit zu Empfängern von 

steuerfinanzierter, bedarfsgeprüfter Grundsicherung, was 

ihre Einkommenslage verschlechtert, verschärfte Regeln der 

Vermögensanrechnung mit sich bringt und wie eine Sank-

tion von Arbeitslosigkeit wirkt. Die Zusammenlegung von 

Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum neu geschaffenen Arbeits-

losengeld II bringt deutliche Nachteile gegenüber der frü-

heren Versicherungsleistung bzw. der einer Versicherungs-

leistung nachempfundenen Arbeitslosenhilfe. Darüber 

hinaus haben die Hartz-Reformen zum Anstieg atypischer 

(und prekärer) Beschäftigungsverhältnisse zulasten des Nor-

malarbeitsverhältnisses beigetragen (Keller et al. 2012), in-

dem geringfügige und befristete Beschäftigungsverhältnisse 

sowie mit dem Existenzgründungszuschuss die Ausbreitung 

von Solo- und Scheinselbstständigkeit weiter befördert wur-

den (Gießelmann 2009, S. 216ff.; Palier/Thelen 2010). Nun 

zielen diese Instrumente nicht explizit auf eine sozio-öko-

nomische Dualisierung, haben aber diese implizit zur Folge.

Als Arbeitsmarktoutsider werden Individuen mit einem 

besonders hohen Risiko, in atypische Beschäftigung zu mün-

den oder arbeitslos zu sein, definiert (Emmenegger et al. 

2012b, S. 30). Denn Arbeitslose oder junge Erwachsene, die 

den Zugang zum Arbeitsmarkt suchen, erhalten diesen Zu-

gang mit hoher Wahrscheinlichkeit nur zu den neuen Ar-

beitsplatzkonditionen und müssen ein niedriges Entloh-

nungsniveau, geringe oder fehlende Sozialleistungen wie auch 

fehlenden Kündigungsschutz akzeptieren (Giesecke/Heisig 

2010). Als Insider gelten durch das Normalarbeitsverhältnis 

geschützte Gruppen, die (noch) von den im Rahmen indus-

trieller Beziehungen erzielten Regelungen profitieren, auch 

wenn die Reichweite tarifvertraglich regulierter Arbeitsver-

hältnisse und Löhne längst schrumpft. Nach dem Dualisie-

rungskonzept ist die Schaffung von Arbeitsplätzen „zweiter 

Wahl“ und abgesenkter Leistungen für Arbeitslose das Mittel, 

um an den Rändern des Arbeitsmarktes Flexibilität für Un-

ternehmen zu schaffen und zugleich die bisherigen Standards 

der Kernbelegschaft zu bewahren. Allerdings wird kontrovers 

diskutiert, ob eine dualisierende Arbeitsmarktpolitik allein 

Outsider trifft, oder nicht vielmehr auf alle Beschäftigten 

ausstrahlt (siehe Bothfeld/Rosenthal in diesem Heft). 

Die arbeitsmarktpolitischen Reformen sind eingebettet 

in seit Längerem wachsende Einkommensdisparitäten. Die-

se bringen ebenso dualisierte soziale Strukturen und Dis-

positionen der Bürger hervor, was institutionellen Reformen 

die Basis bot. 

3.  Einkommensungleichheit und  
Dualisierung

Mit dem internationalen Wettbewerb und internationaler 

Lohnkonkurrenz gingen gering produktive Jobs in Bereichen 

mit hohem Rationalisierungsdruck verloren, die vorher re-

lativ gut entlohnt waren und oft Familienernährerlöhne boten. 

Diese Arbeitsplätze für Angelernte in der Industrie wurden 

teils automatisiert, teils outgesourct. Deutschland entwickel-

te sich wie andere Länder zu einer Dienstleistungsgesellschaft 

(Esping-Andersen 2009). Es besteht weitgehend Konsens in 

der Forschung, dass sich in Dienstleistungsgesellschaften die 

Einkommensdisparitäten durch ein ganzes Bündel an Ursa-

chen vertiefen: vermehrte Nachfrage nach Höherqualifizier-

ten, Erosion der Tarifbindung und kollektiver Lohnverhand-

lungen, Entstehung deregulierter Arbeit, Ausbreitung des 

Niedriglohnsektors (Harrison/Bluestone 1988; Lohmann 

2010; Bispinck/Bosch 2008). Insgesamt verschlechterten sich 

die Arbeitsmarkt- und Einkommenschancen der geringer 

Qualifizierten in unteren Lagen der Sozialhierarchie, während 

sich Arbeitsmarkt- und Einkommenschancen für besser Qua-

lifizierte noch weiter verbesserten. Zeitraum und Umfang der 

Verschiebung von Beschäftigung in den Dienstleistungssektor 

mitsamt ihren Folgen für die Einkommensverteilung variie-

ren zwischen postindustriellen Ländern, auch abhängig vom 

Arbeitsrecht, dem System kollektiver Lohnverhandlungen 

oder dem jeweiligen Produktionsregime. 

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2014-3-182 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 07.03.2026, 23:45:39. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0342-300X-2014-3-182


AUFSÄTZE

184

Vertiefte Einkommensdisparitäten zwischen armen und 

reichen Haushalten (OECD 2011) zeigt auch Abbildung 1, je-

doch anhand einer Maßzahl, die die in diesem Beitrag postu-

lierte These einer bereits längere Zeit dualisierten Entwicklung 

der Einkommensverteilung besonders gut verdeutlicht. Wir 

verwenden den prozentualen Anteil, den einzelne Bevölke-

rungsfünftel (Quintile) am Gesamteinkommen eines Landes 

haben, sodass man den Wandel der relativen Position einzel-

ner Einkommensgruppen in der Verteilung der Marktein-

kommen erkennen kann. Dieser Maßzahl liegt der Gedanke 

zugrunde, dass Disproportionalität – wenn also ein Fünftel 

der Bevölkerung weniger als 20 % der Einkommen erhält – 

Ungleichheit anzeigt: Auch der konkrete Prozentsatz der ge-

samten Markteinkommen, der an einzelne Quintile fließt, ist 

informativ im Hinblick auf die relative Einkommensposition 

einzelner Gruppen. Dieses Instrument legt lediglich Einkom-

men zugrunde, bietet also keine auf der Basis von zusätzlichen 

Merkmalen wie Berufsprestige oder Entscheidungsbefugnis-

se gebildete Klassifizierung, wie Modelle für soziale Schichten 

oder Klassen. Dennoch sprechen wir im Folgenden von so-

zialen Schichten bzw. Klassen, da auch die relative Einkom-

mensposition eine gute Annäherung an soziale Hierarchie 

darstellt, weil der Zugang zu weiteren Ressourcen und Le-

benschancen durch Einkommen strukturiert ist.1

Der Anteil des Gesamteinkommens, der an Haushalte mit 

geringem Einkommen fließt, sank – abgesehen von Däne-

mark. Besonders deutlich war der Rückgang in Deutschland 

(von 9,1 % 1980 auf 4,5 % 2004) und Großbritannien (von 

5 % 1986 auf 3,9 % 2004).2 In beiden Ländern waren dagegen 

den obersten Einkommensgruppen Zugewinne möglich. 

Wenn man die sozialstrukturellen Grundlagen erkundet, 

die die Basis einer Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik mit du-

alisierenden Effekten war, sind aber weniger die Abstände 

zwischen oben und unten wichtig, sondern für mögliche 

politische Allianzen kommt es eher auf ähnliche Erfahrungen 

in Mittel- und Unterschicht bei den Einkommenschancen 

an, die dann ähnliche politische Interessen begründen kön-

nen. Nach Abbildung 1 verschlechterte sich die Einkommens-

position der Haushalte im mittleren Bereich (drittes Quintil) 

aber nur gering oder gar nicht. Lediglich in Großbritannien 

verzeichneten auch mittlere Einkommen keine stabile Ein-

kommensposition, sondern ihr Anteil sank. Allenfalls die 

untere Mittelschicht (zweites Quintil) macht die Verluste der 

untersten Einkommensgruppe mit und hat somit potenziell 

ähnliche Interessen im Hinblick auf Arbeitsmarkt- und So-

zialpolitik. Aus dieser Entwicklung lässt sich folgern, dass 

mittlere und obere Mittelschicht weiter stabile Einkommens-

chancen haben. Für sie bot der Arbeitsmarkt weiter Poten-

ziale, weniger dagegen für Unqualifizierte, Berufsanfänger 

und Frauen mit eingeschränkter zeitlicher Verfügbarkeit 

(Häusermann/Schwander 2012). Es sind diese Gruppen, die 

zu atypischer, gering entlohnter Arbeit greifen müssen. Die 

– außer in Großbritannien – stabile Lage der mittleren Schicht 

1 unsere maßzahl fängt trends der Verteilungsstrukturen ei-

ner gesellschaft ein, aber keine einkommensmobilität von 

einzelnen oder Haushalten, da es sich nicht um Panelda-

ten zu individuen handelt. Dies ist aber unproblematisch, 

da soziale strukturen ohnehin als das von individuen un-

abhängige schichtungs- oder ungleichheitsgefüge von 

gesellschaften definiert werden.

2 Die ungleichheitsentwicklung in Deutschland war ab der 

„wiedervereinigung“ 1991 durch die hohe Arbeitslosigkeit 

in den neuen Bundesländern mit geprägt. Diese Probleme 

gehen in die Abbildung und den gezeigten Rückgang des 

Anteils des untersten Bevölkerungsfünftels am marktein-

kommen zwischen 1990 und 1995 ein. Aber bereits vor der 

wiedervereinigung wuchs noch ohne ostdeutschen Bei-

trag die ungleichheit in westdeutschland deutlich von ei-

nem wert in Höhe von 30.3 im Jahr 1981, über 36.1 im 

Jahr 1994 auf einen wert von 38.8 im Jahr 2004. Allerdings 

ist der Anstieg des gini-Koeffizienten (ein weiteres un-

gleichheitsmaß) deutlicher, wenn man die Beitrittsländer 

mit einbezieht. Dann steigt der gini von 36.9 im Jahr 1994 

auf 40.2 im Jahr 2004 (immervoll/Richardson 2013, s. 20). 

ABB. 1

Anteil der Bevölkerungsquintile am gesamten Markteinkommen

Angaben in Prozent

   Anteil Q1                        Anteil Q2                    Anteil Q3                    Anteil Q4                   Anteil Q5

Quelle: http://www.lisdatacenter.org/our-data/lis-database/documentation/list-of-datasets/. Berechnungen

und Darstellungen der Autoren.

Gezeigt werden äquivalenzgewichtete Haushalts-Markteinkommen der Bevölkerung im Erwerbsalter 

zwischen über 20 bis unter 60 Jahren. Das Luxembourg-Income-Study (LIS)-Projekt bezieht Daten von 

nationalen repräsentativen Mikrodatensätzen, recodiert sie anhand konsistenter Standards und macht 

sie so international vergleichbar. Abgebildet wird der prozentuale Anteil einzelner Quintile am gesam-

ten Markteinkommen des jeweiligen Landes. Quintilshares werden berechnet anhand von in Surveys 

berichteten Einkommen. Basis sind alle an Märkten erzielten Einkommen des Haushalts, also Löhne, 

Gehälter, Gewinne aus Kapitalmarktbeteiligung oder Einkommen aus Vermietung und Verpachtung. 

Die Zahl der Haushaltsmitglieder, die von den Einkommen leben, wird durch Gewichtung berücksichtigt. 
Mitteilungen
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bestätigt, dass besonders die relative Einkommensposition 

der Mitte geschützt ist. Während es in den Niederlanden und 

Dänemark mehr oder weniger gelingt, auch Haushalte mit 

geringen Einkommen zu stützen, konserviert Deutschlands 

korporatistisches Modell industrieller Beziehungen die Po-

sition der mittleren, weniger aber der unteren Einkommens-

klassen. So sollten sich besonders in Deutschland Grundla-

gen für dualisierende Politikreformen entwickelt haben.

Diese für die Mittelschicht relativ geringere Bedrohung 

durch Einkommensverluste bietet kaum die sozialstruktu-

relle Grundlage für Koalitionen mit denen am unteren Ende 

der Einkommenshierarchie. Im Gegenteil: Die Kluft zwi-

schen gesicherten Mittelschichteinkommen und Haushalten 

mit den geringsten Markteinkommen wächst und somit die 

Möglichkeit für die Politik, eine die Dualisierung instituti-

onell absichernde Arbeitsmarktreform ohne Widerstand 

der Mittelschichtwähler durchzuführen. Die Mitte benötigt 

kompensatorische soziale Sicherung bei Arbeitslosigkeit 

nicht nur weniger als die Unterschichten mit einem weitaus 

größeren Arbeitslosigkeitsrisiko. Da Sozialleistungen für 

Arbeitslose und somit hohe Lohnnebenkosten sogar als 

Ursache fehlender Jobs gelten, sieht die qualifizierte Mitte 

diese finanzielle Belastungen bringenden Leistungen eher 

skeptisch, da Insider diese Leistungen finanzieren, aber Out-

sider sie brauchen. Nur überproportional von Arbeitslosig-

keit Betroffene, das sind vornehmlich Geringqualifizierte, 

befürworten den Ausbau der Sozialen Sicherung für Ar-

beitslose (Giger et al. 2012; Dallinger 2013). In- und Out-

sider haben unterschiedliche arbeitsmarktpolitische Präfe-

renzen (Rueda 2005; Marx 2012). Sozialpolitische Präferen-

zen der qualifizierten Arbeiter- und Angestelltenmittelschicht 

entfernen sich zunehmend von denen der Unqualifizierten. 

Das muss nicht so bleiben. Denn die Mitte ist von den 

Arbeitsreformen zumindest indirekt betroffen, was sich in 

der Mitte als Angst vor einem Arbeitsplatzverlust manifes-

tiert, der heute fatalere Folgen hat als vor den Hartz-Refor-

men. Das höhere Risiko des Abstiegs erzeugt subjektive 

Ängste bei der Mitte, die erstaunlicherweise wenig mit ob-

jektiver Beschäftigungsunsicherheit zusammenhängen 

(Lengfeld/Hirschle 2009; Erlinghagen 2010).

 4.  Die Ausrichtung der Sozialdemo-
kratie an der politischen Mitte 

Wählerinteressen werden nach dem klassischen demokratie-

theoretischen Modell durch Parteien aufgegriffen, in die 

Politik transportiert und beeinflussen so Regierungspolitik 

(Downs 1957). Parteien sollten bestimmte soziale Gruppen 

und deren Anliegen repräsentieren, sozialdemokratische 

Parteien eben die Arbeiter- und Unterschichtinteressen. An 

dieser klaren Zuordnung zwischen „Klasseninteressen“ und 

(hier sozialdemokratischen) Parteien sind Abstriche zu ma-

chen, da sich Arbeiter auch mit christdemokratischen Par-

teien identifizieren. Zudem wird eine Bewegung der Sozial-

demokratie weg von „Arbeiterinteressen“ in die Mitte des 

politischen Spektrums beobachtet (Pontusson 1995; Nelson/

Way 2007; Rueda 2005). Da mit dem Übergang zur Dienst-

leistungsgesellschaft der Anteil der Arbeiter schrumpft, passt 

die Sozialdemokratie sich an das Wählerspektrum der post-

industriellen Gesellschaft an und sucht verstärkt politische 

Unterstützung in den Mittelschichten. Die Literatur zur Du-

alisierung der Arbeitsmarktpolitik beobachtet zudem eine 

Verschiebung der Zielgruppe sozialdemokratischer Parteien 

hin zu im Arbeitsmarkt relativ gut etablierten Facharbeitern 

und Angestellten, was für die politischen Programme, die 

die Sozialdemokratie Wählern anbietet, Folgen hat. Mit der 

Ausrichtung an den Interessen beruflich etablierter Insider 

habe sich eine konservativere Parteiprogrammatik entwi-

ckelt. Die sozialdemokratischen Parteien in vielen Ländern 

rückten ins politische Zentrum und die Allianz zwischen 

Unter- und Mittelschicht wurde zunehmend aufgegeben 

(Iversen/Soskice 2009).

Wie sich die ideologische Links-Rechts-Position der So-

zialdemokratie entwickelte, lässt sich mit Daten des Compa-

rative Party Manifesto Project (CMP) empirisch beobachten. 

Hier werden ideologische Positionen von Parteien aus deren 

Wahlprogrammen textanalytisch herausgefiltert und in einen 

Links-Rechts-Index transformiert.3 Abbildung 2 verwendet 

eine Variante des Links-Rechts-Index von Kim/Fording 

(1998), die zudem einen Index zur Links-Rechts-Position des 

Medianwählers4 zur Verfügung stellen. So kann die Bewegung 

der Sozialdemokratie hin zur Mitte, wo Mehrheiten vermu-

tet werden, gezeigt werden.

Betrachtet man die Verschiebung der politisch-ideologi-

schen Orientierung der Sozialdemokratie, dann zeigt sich 

für Deutschland zunächst sogar bis 1990 eine Bewegung 

weiter nach links. Ab ca. 1990 aber sank der Indikator in die 

Mitte des Links-Rechts-Spektrums. Damit erreicht die Sozi-

aldemokratie auch die Linie für den Medianwähler, ent-

spricht also nun Mehrheitspräferenzen, die sie in den 1970er 

und 1980er Jahren mit einer weiter links liegenden Position 

im politischen Spektrum verfehlt hatte (Pontusson/Rueda 

2010). In den Niederlanden verschob sich bereits ab 1977 die 

ideologische Position der Sozialdemokratie deutlich in die 

Mitte, in Großbritannien und Dänemark ebenfalls ab Beginn 

der 1990er Jahre. In allen Ländern war damit eine Annähe-

rung an den Medianwähler verbunden, die Regierungsmacht 

und somit Einfluss auf faktische Politik vermittelte. Abbil-

dung 2 legt nahe, dass die Sozialdemokratie in die Mitte des 

politischen Spektrums rückt und dann arbeitsmarktpoliti-

sche Reformen umsetzt, die die Zielgruppe in den mitt-

3 Die Daten zur ideologischen Position der Parteien des Par-

ty manifesto Projects basieren auf quantitativen inhalts-

analysen von wahlprogrammen.

4 Der Begriff des medianwählers folgt dem gedanken, dass 

um die mitte einer Verteilung häufig die meisten stimmen 

liegen werden.
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leren Schichten von negativen Folgen arbeitsmarktpolitischer 

Reformen zugunsten der immer wieder angemahnten grö-

ßeren Flexibilität von Arbeit ausspart. Diese Feststellung ist 

weder ein Urteil über den arbeitsmarktpolitischen Sinn der 

Maßnahmen, noch negiert sie, dass subjektiv auch mittlere 

Wählerschichten verunsichert sind. Es soll lediglich der Du-

alisierungsprozess empirisch verdeutlicht werden. 

Vor dem Hintergrund der ins politische Zentrum gerück-

ten Sozialdemokratie wird auch plausibel, dass man inzwi-

schen keine Beziehung mehr zwischen dem Einfluss linker 

Parteien in der Regierung und dem Umfang an Lohnungleich-

heit findet. Andere international vergleichenden Studien zum 

Zusammenhang zwischen Ungleichheit und politischen Re-

aktionen fanden, dass nur bei einer starken Mobilisierung 

unterprivilegierter Wähler die Sozialdemokratie mit sozial- 

und arbeitsmarktpolitischen Programmen reagiert, die Ein-

kommensdiskrepanzen verringern, da eine hohe Wahlbetei-

ligung in der Regel untere Schichten an die Wahlurne bringt 

(Pontusson et al. 2002; Pontusson/Rueda 2010). Die Sozialde-

mokratie mag künftig – bei entsprechender Wählermobilisie-

rung – wieder nach links rücken, weil die sozialen Folgen der 

Deregulierung sichtbar werden. Gleichwohl ist die Sozialde-

mokratie in einer schwierigen Position: Einerseits wandern 

Arbeitsmarktinsider in ökonomisch unbequemen Phasen zu 

den Mitte-Rechts-Parteien ab, andererseits die Arbeitsmark-

toutsider zu linken Parteien. Gleich, ob die Sozialdemokratie 

Dualisierung verhindert oder fördert, sie befindet sich in ei-

nem Dilemma, da bei jeder Option ein Teil der potenziellen 

Wähler entfremdet wird (Emmenegger et al. 2012b). 

5.  Politische Verhaltensweisen von 
Arbeits marktinsidern und -outsidern

Was folgt aus der institutionellen Dualisierung für das poli-

tische Verhalten von Arbeitsmarktinsidern und -outsidern? 

Die politische Einstellungs- und Verhaltensforschung konn-

te den Einfluss der individuellen materiellen Lage und des 

damit einhergehenden sozialen Status auf politische Präfe-

renzen und Verhaltensweisen in der Vergangenheit immer 

wieder bestätigen (z. B. Verba et al. 1995; Schoen 2005). Da 

institutionelle Dualisierung, wie oben erläutert, zu einer Ver-

schärfung der sozialen Ungleichheit zwischen Insidern und 

Outsidern (soziale Sicherung, Arbeitsmarktstatus) beiträgt, 

ist zu erwarten, dass sich auch die politischen Präferenzen 

zwischen beiden Gruppen im Anschluss an den arbeitsmarkt- 

und sozialpolitischen Wandel auseinanderentwickelten. 

Dabei erscheint die politische Orientierung gegenüber 

sozialdemokratischen Parteien besonders interessant, denn 

zum einen hat sich die Sozialdemokratie im Zuge ihrer in-

haltlichen Neuausrichtung zunehmend von den Interessen 

unterer sozialer Schichten, die sowohl ihre klassische Kern-

klientel (Lipset/Rokkan 1967) als auch überdurchschnittlich 

viele Outsider beherbergen (Häusermann/Schwander 2012, 

S. 36ff.), distanziert. Zum anderen illustriert Übersicht 1, dass 

wesentliche arbeitsmarkt- und sozialpolitische Reformen, 

die vornehmlich Arbeitsmarktoutsider belasten, von Regie-

rungen umgesetzt wurden, an denen sozialdemokratische 

Parteien beteiligt waren. Daher sollten vor allem Arbeits-

marktoutsider sozialdemokratischen Parteien ihre politische 

Unterstützung im Anschluss an die arbeitsmarkt- und sozi-

alpolitischen Reformen verweigert haben. 

Nachfolgend soll diese These einem Test unterzogen wer-

den, indem empirische Befunde zur Entwicklung des Wahl-

verhaltens von Arbeitsmarktinsidern und -outsidern gegen-

übergestellt werden. Als Datengrundlage werden die ersten 

fünf Wellen des European Social Survey (ESS) für Dänemark, 

Deutschland und das Vereinigte Königreich herangezogen. 

Da die ESS-Wellen leider nur den Zeitraum nach der Jahr-

tausendwende abdecken, institutionelle Dualisierungsmaß-

ABB. 2

Links-Rechts-Position sozialdemokratischer Parteien und des Medianwählers

100 = links, 0 = rechts

          links-rechts Position sozialdem. Partei              links-rechts Position Medianwähler

Anmerkung: Sozialdemokratische Parteien: DK = Socialdemokraterne (SD), 

DE = Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD), NL = Partij Van De Arbeid (PvdA), 

GB = Labour Party (Labour).

Quelle: Darstellung der Autoren auf Basis von Daten aus Kim/Fording (2003).
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ÜBERSICHT 1

Zentrale arbeitsmarkt- und sozialpolitische Reformen sozialdemokratisch geführter Regierungen zwischen 1993 und 2010

Dänemark (Sozialdemokraterne1993 – 2001)

1993/94 Arbeitsmarktreform paket i

– Verkürzung der Bezugsperiode von geldleistungen für Arbeitslose auf sieben Jahre

–  Verschärfung der Bezugskriterien von geldleistungen für Arbeitslose (zuvor mindestens sechs monate in regulärer  
Beschäftigung)

– Verpflichtung zur teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen nach vier Jahren

– wiedereingliederungsplan für langzeitarbeitslose (individuell verpflichtend)

1995/96 Arbeitsmarktreform paket ii

– Verkürzung der Bezugsperiode von geldleistungen für Arbeitslose auf fünf Jahre

–  Verschärfung der Bezugskriterien von geldleistungen für Arbeitslose (mindestens 52 wochen in regulärer Beschäfti-
gung innerhalb von drei Jahren)

–  Verschärfung der Bezugskriterien von geldleistungen für unter 25-Jährige (Kürzung der geldleistungen und  
Verpflichtung zur teilnahme an weiterbildungsmaßnahmen nach 26 wochen)

– Verpflichtung zur teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen nach zwei Jahren

– Verschärfung der sanktionen bei Ablehnung eines Job-Angebots

1997/98
gesetz zur aktiven  
sozial politik

– Verpflichtung zur teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen für Bezieher von sozialhilfe

1998/99 Arbeitsmarktreform paket iii

– Verkürzung der Bezugsperiode von geldleistungen für Arbeitslose auf vier Jahre

– Aufhebung der verlängerten Bezugsperiode von geldleistungen für 50- bis 54-Jährige

– Verpflichtung zur teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen nach einem Jahr

– Verschärfung der Zumutbarkeitskriterien zur Arbeitsaufnahme

– Reform des Frühverrentungssystems

Deutschland (Sozialdemokratische Partei Deutschlands 1998 – 2005)

2000
Abschaffung der originären  
Arbeitslosenhilfe

–  Abschaffung der Arbeitslosenhilfe für Arbeitslose, die zuvor keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hatten

2002 Job-AQtiV-gesetz

– implementierung von Regelungen zur staatlichen Förderung befristeter Vertretungsstellen

– lockerung der Bedingungen für leih-/Zeitarbeit

– erweiterung zumutbarer tätigkeiten für Arbeitslose um Zeitarbeit

–  Verschärfung der sanktionen (leistungskürzungen) bei unkooperativen Verhalten Arbeitsloser

2003/05 Hartz-gesetze

–  Absenkung der Freibeträge für empfänger von Arbeitslosenhilfe

–  lockerung der Voraussetzungen zur schaffung geringfügiger und befristeter Beschäftigungsverhältnisse

– einführung des existenzgründungszuschuss

–   einführung des Arbeitslosengeldes i und ii (vgl. übrige Beiträge des sammelbandes)

Vereinigtes Königreich (Labour Party 1997 – 2010)

1998
„new Deal“ für junge leute 
und langzeitarbeitslose

– Verschärfung der Bezugskriterien von sozialleistungen

– verbindliche teilnahme am „new Deal“-Programm

1999 „new Deal“ für Paare –  gemeinsamer Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, wenn Partner ebenfalls auf Job-suche

2001 „new Deal“ 25+ –  verbindliche teilnahme an Arbeitsmarktprogrammen, wenn mindestens 18 der letzten 21 monate arbeitslos

2002
„new Deal“ für Alleinerziehen-
de und für Paare

–  verpflichtende teilnahme an leistungsanspruchsprüfung für Alleinerziehende

–  verbindliche teilnahme an leistungsanspruchsprüfung auf geldleistungen für Arbeits lose für unter 45-Jährige (Paare)

2004 Verschärfung des „new Deal“ –  einstieg in „new Deal“-Programme für junge leute und 25+ nach drei monaten in Arbeitslosigkeit

Quelle: Zusammenstellung der Autoren nach Arndt (2013, s. 84, 108f., 135f.); gießelmann (2009, s. 217).
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nahmen zum Teil aber bereits deutlich früher umgesetzt 

wurden (Emmenegger et al. 2012a), kann mit den Daten 

nicht abschließend geprüft werden, ob tatsächlich ein kau-

saler Zusammenhang zwischen dem arbeitsmarkt- und so-

zialpolitischen Wandel und den politischen Einstellungs- 

und Verhaltensmustern der beiden Arbeitsmarktgruppen 

besteht. Dennoch liefern die Befunde wertvolle Hinweise, 

die in künftigen Analysen eingehender zu prüfen sind. 

Für die Operationalisierung des Insider-/Outsider-Sta-

tus wurde bereits eine Vielzahl von Vorschlägen unterbrei-

tet (Rueda 2005; Davidsson/Naczyk 2009). Diese Analyse 

stützt sich auf die Variante von Häusermann/Schwander 

(2012), wonach Personen zur Gruppe der Outsider gerech-

net werden, wenn deren Erwerbssituation aufgrund der 

spezifischen Merkmalskombination aus Berufsgruppe, Ge-

schlecht und Alter ein signifikant höheres Risiko der Ar-

beitslosigkeit oder der atypischen Beschäftigung als der 

Durchschnitt der Bevölkerung ausweist, während Insider 

keinem überdurchschnittlichen Risiko ausgesetzt sind.5

Wenn sich Outsider im Zuge institutioneller Dualisie-

rung von sozialdemokratischen Parteien entfremdet haben, 

stehen ihnen prinzipiell zwei Möglichkeiten offen, dem 

durch ihr politisches Verhalten bei Wahlen Ausdruck zu 

verleihen. So können sie sich entweder durch die Option 

der Wahlenthaltung vom politischen Prozess zurückziehen 

(Exit-These), oder ihre Stimme als Ausdruck des politischen 

Protests an andere (z. B. weiter links orientierte) Parteien 

vergeben (Voice-These) (Hirschman 1970; Rueda 2005).

Tabelle 1 stellt die prozentualen Anteile der Insider/Out-

sider dar, die zum Befragungszeitpunkt angaben, an der 

jeweils letzten nationalen Parlamentswahl teilgenommen 

und ihre Stimme an eine sozialdemokratische Partei verge-

ben zu haben. Daraus geht zunächst hervor, dass sich Out-

sider in allen drei Ländern zu allen Zeitpunkten seltener als 

Insider an politischen Wahlen beteiligen. Während sich 

allerdings in Dänemark der ohnehin sehr geringe Abstand 

zwischen Insidern und Outsidern im Hinblick auf die Wahl-

beteiligung zunehmend verringert hat, treten in Deutsch-

land und im Vereinigten Königreich deutlichere Unterschie-

de hervor. Dabei vergrößert sich der Differenzwert im 

ersten Fall vor allem zwischen den Bundestagswahlen 2002 

und 2005, also direkt im Anschluss an das Inkrafttreten der 

Hartz-Reformen, und im zweiten Fall zwischen 2001 und 

2005, und damit ebenfalls direkt nach Umsetzung der bri-

tischen „New Deal“-Politik. In beiden Fällen gehen der Ver-

größerung des Abstands zwischen den Arbeitsmarktgrup-

pen also Maßnahmen institutioneller Dualisierung voraus. 

Zudem trugen sozialdemokratische Parteien in beiden Län-

dern vor 2005 die Regierungsverantwortung. Insofern er-

fährt die Exit-These in beiden Ländern einige Unterstützung. 

Im Falle Dänemarks ist zu berücksichtigen, dass die 

zentralen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Reformen 

5 Die einteilung des Berufsstatus erfolgt auf Basis der 

„Classification of occupations in post-industrial class 

groups“ (Kitschelt/Rehm 2005; Oesch 2006). Die Altersein-

teilung bemisst sich an der unter- bzw. Überschreitung 

des 40. lebensjahres. eine genaue Aufschlüsselung stel-

len die Autoren auf Anfrage gerne zur Verfügung.

TABELLE 1

Wahlverhalten von Arbeitsmarktinsidern und -outsidern bei nationalen Parlamentswahlen,  

2001 – 2010

Angaben in Prozent

Wahljahr Wahlbeteiligung
(sozialdemokratische) 

Wahlentscheidung

(sozialdem.  
geführte Regierung)

Insider Outsider Differenz Insider Outsider Differenz

Dänemark
2001 (nein)
2005 (nein)
2007 (nein)

93.7
93.0
92.1

91.2
92.2
92.0

 2.5
 0.8
 0.1

27.2
24.0
23.4

33.0
33.0
28.4

– 5.8
– 9.0
– 5.0

Deutschland
2002     (ja)
2005 (nein)
2009 (nein)

84.9
84.0
81.8

83.4
78.8
78.9

 1.5
 5.2
 2.9

33.1
32.8
27.8

38.0
35.7
27.7

– 4.9
– 2.9
 0.1

Vereinigtes Königreich

2001     (ja)
2005     (ja)
2010 (nein)

70.6
72.0
72.6

65.0
64.4
66.0

 5.6
 7.6
 6.6

49.2
42.4
29.7

50.0
45.5
33.5

– 0.8
– 3.1
– 3.8

Fragen: „some people don’t vote nowadays for one reason or another. Did you vote in the last [country] national election in [month/year]?”/ 
„which party did you vote for in that election?“; sozialdemokratische Parteien: DK = social demokraterne (sD), De = sozialdemokratische  
Partei Deutschlands (sPD), uK = labour Party / social Democratic and labour Party (labour); Differenz = Differenz zwischen insidern und  
Outsidern in Prozentpunkten; nur Personen zwischen 18 und 65 Jahren.

Quelle: Berechnungen der Autoren mit ess-Daten (gewichtet).
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bereits vor der ersten angeführten Wahl umgesetzt wurden. 

Erst bei der Parlamentswahl 2001, bei der sich auch die 

größte Differenz zwischen Insidern und Outsidern einstellt, 

verlor die Sozialdemokratie ihre Regierungsbeteiligung. Die 

Verringerung des Abstands zwischen Insidern und Outsi-

dern in den drei folgenden Wahlperioden fällt hingegen in 

die Amtszeit konservativ-liberaler Regierungen. Diese Ent-

wicklung steht zumindest nicht im Widerspruch zu der 

Vermutung, das politische Verhalten von Insidern und Out-

sider sei unmittelbar im Anschluss an institutionelle Dua-

lisierung von zunehmenden Divergenzen geprägt.

Im Hinblick auf das strategische Dilemma sozialdemo-

kratischer Parteien ist allerdings festzustellen, dass sich in 

allen drei Ländern zu allen Zeitpunkten (außer bei der Wahl 

zum Deutschen Bundestag 2009) jeweils mehr Outsider als 

Insider für die Sozialdemokratie entschieden haben. Den-

noch ist wenigstens in Deutschland eine Entwicklung zu 

beobachten, die mit den Vorhersagen der Dilemma- und der 

Voice-These übereinstimmt. Denn dort verlor die SPD im 

Verlauf der drei Wahlen zum Deutschen Bundestag unter den 

Outsidern fast drei Mal mehr Stimmen als unter den Insidern, 

sodass sich 2009 erstmals mehr Insider als Outsider für die 

Sozialdemokraten entschieden. Gleichzeitig gewann die 

Linkspartei in diesem Zeitraum unter den Outsidern immer-

hin 2,6 Prozentpunkte hinzu (nicht in Tabelle ausgewiesen). 

In den beiden anderen Ländern vergrößerte sich der Abstand 

zwischen Insidern und Outsidern im Zeitverlauf tendenziell 

zwar auch, jedoch in entgegengesetzter Richtung. Hier sind 

es vor allem Insider, die sich in größerem Maße als Outsider 

von der Sozialdemokratie abgewendet haben. Die Voice-

These erfährt aufgrund der angeführten Befunde daher al-

lenfalls für die Bundesrepublik einige Unterstützung.

Mögliche Erklärungen für diese von den theoretischen 

Erwartungen abweichenden Befunde sollten vor allem im 

zeitlichen Abstand zur Umsetzung institutioneller Dualisie-

rung und der zurückliegenden Regierungsbeteiligung sozi-

aldemokratischer Parteien (Lewis-Beck/Paldam 2000; Duch/

Stevenson 2008) sowie dem jeweiligen Wahl- und Parteien-

system gesucht werden (Decker 1999). So trugen im vergan-

genen Jahrzehnt in Dänemark hauptsächlich konservative 

und liberale Parteien Regierungsverantwortung, während 

institutionelle Dualisierungsmaßnahmen (etwa in Gestalt 

der Hartz-Reformen) von der sozialdemokratisch geführten 

Regierung in Deutschland von den Daten noch eingefangen 

werden. Auch im Vereinigten Königreich regierte in der letz-

ten Dekade mit der Labour Party die Sozialdemokratie. Das 

dortige Mehrheitswahlsystem erschwert jedoch die Etablie-

rung einer weiteren linken Partei, die fortan die arbeitsmarkt- 

und sozialpolitischen Interessen der Outsider vertreten könn-

te, wie es im deutschen Verhältniswahlsystem der Linken 

gelungen ist. Deutschen Outsidern eröffnet sich aufgrund 

des Wahl- und Parteiensystems so überhaupt erst die Mög-

lichkeit, von der Voice-Option Gebrauch zu machen, wäh-

rend im Vereinigten Königreich für Outsider die Exit-Opti-

on naheliegender ist. Diese Zusammenhänge sollten künftig 

eingehender empirisch geprüft werden. 

6. Fazit

In der vergleichenden Sozialstaatsforschung werden Arbeits-

marktreformpolitiken, wie sie in Deutschland die Hartz-Ge-

setzgebung implementierte, als ein Prozess der Dualisierung 

beschrieben. Der Beitrag griff das Konzept auf, argumentier-

te jedoch, dass nicht erst die Hartz-Reformen die Aufspaltung 

in In- und Outsider schufen. Vielmehr entstanden bereits 

zuvor mit dem Wandel der Einkommensverteilung und der 

Ausrichtung sozialdemokratischer Parteien die Voraussetzun-

gen für politische Reformen, die eine institutionelle Dualisie-

rung brachten. Es bestätigte sich, dass sich bereits vor den 

Hartz-Reformen die materielle Lage zwischen unteren und 

mittleren Schichten zunehmend auseinanderentwickelte (sie-

he auch den Beitrag von Rudolph in diesem Heft). Während 

Haushalte mit geringen Einkommen, in denen sich vor allem 

Arbeitsmarkt-Outsider wiederfinden, im hier betrachteten 

Zeitraum von 1980 bis 2005 Einbußen bei den am Arbeits-

markt erzielten Einkommen hinnehmen mussten, war die 

relative Einkommensposition der mittleren Einkommens-

gruppen stabil, was darauf verweist, dass die Arbeitsmarkt-

chancen der gesellschaftlichen Mitte kaum in Mitleidenschaft 

gezogen sind. Somit bot bereits die materielle Lage wenig 

Anreize für arbeitsmarkt- und verteilungspolitische Interes-

senkoalitionen zwischen beiden Gruppen. Insbesondere die 

politisch einflussreiche Mittelschicht hatte kaum Anlass, einer 

Politik der Dualisierung, die soziale Risiken nach unten ver-

teilt, entgegenzutreten.

Auch die zurückliegende Entwicklung der ideologischen 

Ausrichtung sozialdemokratischer Parteien bereitete die Ba-

sis für eine Dualisierungspolitik, da die Verlagerung der 

Links-Rechts-Position der Sozialdemokratie hin zur Mitte 

anzeigt, dass sie sich zunehmend an Personen orientierte, die 

eher zu den Arbeitsmarkt-Insidern zählen. Mit der Bewegung 

in die Mitte verringerten sozialdemokratische Parteien den 

Abstand zum wahlentscheidenden Median-Wähler.

So waren es dann auch vor allem sozialdemokratisch ge-

führte Regierungen, die in den 1990er und 2000er Jahren 

zentrale arbeitsmarktpolitische Reformen in den betrachteten 

Ländern umsetzten – mit Folgen für das politische Verhalten 

der Arbeitsmarktinsider bzw. -outsider. Insbesondere bei Wah-

len, die im unmittelbaren Anschluss an institutionelle Duali-

sierungsmaßnahmen stattfanden, taten sich zunehmend Lü-

cken in der Wahlbeteiligung zwischen Insidern und Outsidern 

auf. Vor allem bei den jeweiligen Parlamentswahlen 2005 in 

Deutschland und Großbritannien verringerte sich die Wahl-

beteiligung unter den Outsidern unmittelbar im Anschluss 

an die Einführung der Hartz-Gesetze bzw. der „New Deal“-

Politik. Dies deutet darauf hin, dass sich die institutionelle 

Dualisierung im Zuge der Arbeitsmarktreformen tatsächlich 

in dualisierte politische Verhaltensweisen umgesetzt hat.

Hinsichtlich der Wahlentscheidung konnte – abgesehen 

von Deutschland – jedoch nicht gezeigt werden, dass Outsi-

der ihre Stimme gegenüber Insidern seltener an sozialdemo-

kratische Parteien vergaben. Im Gegenteil waren es in 
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Dänemark und im Vereinigten Königreich eher die Insider, die sich stärker 

von sozialdemokratischen Parteien abgewendet haben.

Der vorliegende Beitrag soll einer verkürzten Debatte vorbeugen, die die 

Hartz-Gesetze als alleinige Ursache von Dualisierung thematisiert. Wir zeigen, 

dass vielmehr der langfristige Wandel der Einkommensstrukturen, daraus 

resultierende politische Interessen und der Wandel der parteipolitischen 

Programmatik Grundlagen für eine Arbeitsmarktreform waren, die von einer 

dualen (weil für unterschiedliche Gruppen unterschiedliche Regelungen vor-

sehenden) institutionellen Logik geprägt ist. Einerseits wird es Outsidern 

erschwert, ihre Arbeitsmarkt- und Verteilungsinteressen politisch durchzu-

setzen, da die Sozialdemokratie sich in die Mitte des Links-Rechts-Spektrums 

bewegt und so eher Insider-Positionen in ihre Programmatik aufnimmt. Auf 

der anderen Seite sehen sich auch sozialdemokratische Parteien erheblichen 

Problemen gegenüber. Sie treffen in der Mitte auf parteipolitische Konkurrenz 

in Gestalt der Christdemokratie, die ebenfalls eine Politik der Dualisierung 

befürwortet und praktiziert, um die Interessen von Facharbeitern, technischen 

Berufen und im Dienstleistungssektor tätigen Professionellen mit in der Re-

gel konservativeren politischen Orientierungen zu bedienen (Iversen/Sos-

kice 2009). Daran anschließende Fragen, wie denn Arbeitsmarktreformen 

ausgesehen hätten unter anderen Regierungen, lassen sich hier nicht vertiefen. 

Analysen lassen jedoch erwarten, dass von christdemokratischer Mehrheit 

geprägte Reformen eine noch weitergehende Re-Kommodifizierung und 

Deregulierung gebracht hätten (Swank 2013).

Dass Median-Wähler und sozialdemokratische Parteien in Zukunft wie-

der stärker nach links tendieren, schließen die hier verwendeten Argumen-

te und Daten keineswegs aus. Die Politik der Deregulierung der Arbeitsver-

hältnisse und der De-Kommodifizierung durch ein gesenktes Niveau 

sozialer Sicherung und verschärfter Zumutbarkeitsregeln erreicht durchaus 

auch Insider, da der antizipierte Arbeitsplatzverlust heute nach den Refor-

men ein größeres Drohpotenzial hat (Knuth 2011). Das erhöht die Chance 

auf eine neue Brückenbildung zwischen Insidern und Outsidern.
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